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Der Aufruf zur Antragstellung und der jeweils geltende Antragsstichtag werden jährlich 

im Nds. MBl. veröffentlicht. 

Mit der Aufnahme ins Dorfentwicklungsprogramm ist keine Entscheidung über die 

Gewährung von Zuwendungen für Einzelvorhaben verbunden. Die Gewährung einer 

Zuwendung für die Erarbeitung des Dorfentwicklungsplans ist nach Aufnahme in das 

Dorfentwicklungsprogramm gesondert zu beantragen. Das der Aufnahmeentscheidung 

zugrunde liegende Ranking ist Grundlage für die Förderung des Dorfentwicklungsplans. 

3.6.2 Nach deren Aufstellung prüfen die Bewilligungsbehörden die 

Dorfentwicklungsplanung i. S. der Nummer 3.5.3 und erkennen sie als Fördergrundlage 

(siehe Nummer 3.3) an.  

Die Gemeinde, die an der Dorfentwicklungsplanaufstellung Beteiligten nach Nummer 

3.5.3 und die Planerin oder der Planer stimmen mit der Bewilligungsbehörde die Prioritäten 

insbesondere für die Umsetzung der öffentlichen Vorhaben ab (Ziel- und 

Umsetzungsvereinbarung).  

3.6.3 Jährlich, spätestens jedoch alle zwei Jahre, bewertet die Gemeinde in einem Termin 

mit den an der Dorfentwicklungsplanaufstellung Beteiligten nach Nummer 3.5.3 und der oder 

dem Umsetzungsbeauftragten nach Nummer 4.1.2.10 den Erfolg, die Ergebnisse und die 

Wirkungen der Dorfentwicklung. Die Bewertung ist zu dokumentieren und der 

Bewilligungsbehörde vorzulegen. 

4. Teilintervention Dorfentwicklung (Nummer 2.1.2)

4.1 Gegenstand der Förderung 

Der GAP-Strategieplan für Deutschland legt für die Teilintervention Dorfentwicklung 

folgende Fördergegenstände fest: 

— Investitionen der privaten Dorfentwicklung, 

— Gestaltung von dörflichen Plätzen, Straßen, Wegen und Freiflächen, 
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— dorfgemäße Einrichtungen der Daseinsvorsorge sowie Mehrfunktionshäuser 

einschließlich Co-Working Spaces und 

 

— Sport-, Freizeit- und Naherholungseinrichtungen. 

 

Die Fördergegenstände des GAP-Strategieplans werden durch folgende 

Fördertatbestände in Niedersachsen umgesetzt. 

 

4.1.1 Vorarbeiten nur aus Mitteln der GAK:  

 

4.1.1.1 spezielle Untersuchungen oder Erhebungen, die wegen örtlicher Besonderheiten 

des vorgesehenen Verfahrensgebietes notwendig sind, 

 

4.1.1.2 Zweckforschungen und Untersuchungen an konkreten Vorhaben mit modellhaftem 

Charakter. 

 

4.1.2 Vorhaben der Dorfentwicklung: 

 

4.1.2.1 die Gestaltung von dörflichen Plätzen, Wegen und Straßen nebst zugehörigen 

Seitenbereichen sowie Freiflächen und Ortsrändern einschließlich ihrer Ausstattung 

und dorfgerechter Eingrünung, insbesondere zur Innenentwicklung und 

Aufenthaltsqualität, sowie die Verbesserung innerörtlicher Verkehrsverhältnisse,  

 

4.1.2.2 die Schaffung, die Erhaltung und den Ausbau dorfgemäßer 

Gemeinschaftseinrichtungen einschließlich der gestalterischen Anpassung an das 

Ortsbild,  

 

4.1.2.3 die Schaffung, die Erhaltung und den Ausbau von Mehrfunktionshäusern, von 

Räumen zur gemeinschaftlichen Nutzung sowie von Co-Working Spaces 

einschließlich der gestalterischen Anpassung an das Ortsbild,  

 

4.1.2.4 die Schaffung, die Erhaltung, die Verbesserung und der Ausbau von Freizeit- und 

Naherholungseinrichtungen einschließlich Sportstätten der örtlichen Bevölkerung, 

 

4.1.2.5 die Erhaltung und die Gestaltung von ortsbildprägender oder landschaftstypischer 

Bausubstanz sowie deren Umgestaltung hin zu einem ortsbildprägenden oder 
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landschaftstypischen Erscheinungsbild einschließlich der dazugehörigen Hof-, 

Garten- und Grünflächen, 

 

4.1.2.6 die Umnutzung der Bausubstanz land- und fortwirtschaftlicher Betriebe 

einschließlich gestalterischer Anpassung an das Ortsbild, 

 

4.1.2.7 die Umnutzung ortsbildprägender oder landschaftstypischer Bausubstanz, vor allem 

zur Innenentwicklung, einschließlich gestalterischer Anpassung an das Ortsbild, 

 

4.1.2.8 die Revitalisierung ungenutzter und leerstehender, ortsbildprägender oder 

landschaftstypischer Bausubstanz, vor allem zur Innenentwicklung, einschließlich 

gestalterischer Anpassung an das Ortsbild nach Nummer 4.1.2.5, 

 

4.1.2.9 den Abbruch von Bausubstanz einschließlich Entsiegelung nach Maßgabe eines 

Folgenutzungskonzeptes, 

 

4.1.2.10 die Dorfmoderation zur Unterstützung der Veränderungsprozesse in Dörfern und 

Dorfregionen, wie z. B. die Begleitung der städtebaulichen und strukturellen 

Umsetzung der Ziele aus einem Dorfentwicklungsplan, um eine den Grundsätzen 

der Dorfentwicklungsplanung entsprechende Durchführung von Vorhaben und eine 

aktivierende Bürgerbeteiligung zu gewährleisten (nur aus Mitteln der GAK), 

 

4.1.2.11 die Schaffung, Erhaltung und den Ausbau von sozialbezogenen dörflichen 

Infrastruktureinrichtungen als Kleinstvorhaben, je Dorfregion von der Aufnahme ins 

Dorfentwicklungsprogramm bis zum Ausscheiden insgesamt höchstens 30 000 EUR 

Zuschuss, je Vorhaben höchstens 2 500 EUR Zuschuss (nur aus Mitteln der GAK), 

siehe Nummer 4.4.2.6. 

 

4.1.3 Sonstige Förderinhalte 

 

4.1.3.1 Der Grunderwerb (einschließlich Nebenkosten) von bebauten Grundstücken durch 

Gemeinden und Gemeindeverbände zur Realisierung von Vorhaben nach Nummer 4.1.2 

darf mit maximal 10 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben des Vorhabens gefördert 

werden. 

 

4.1.3.2 Nach Nummer 4.1.2.11 können mit der Aufnahme in das 

Dorfentwicklungsprogramm vor der detaillierten Erarbeitung des Dorfentwicklungsplans 
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Kleinstvorhaben gefördert werden. Kleinstvorhaben sollen schnell umsetzbar sein, nur einer 

geringen finanziellen Unterstützung bedürfen und die engagierte eigenverantwortliche 

dörfliche Entwicklung („Sozialraum Dorf“) sowie die Stärkung der lokalen Identität aktivieren 

helfen.  

 

Ausschließlich zugunsten der Begünstigten oder des Begünstigten wirkende Vorhaben 

sind von einer Förderung ausgeschlossen; sie sind nach Nummer 4.3.5 zu beurteilen. 

 

Die Förderung erfolgt nur in Dorfregionen, die ab dem Antragsstichjahr 2017 in das 

Dorfentwicklungsprogramm aufgenommen wurden. 

 

4.1.3.3 Zu den förderfähigen Ausgaben von Vorhaben an der Bausubstanz zählen auch die 

Aufwendungen zur Verbesserung der Wärmedämmung oder der erstmaligen 

Wärmedämmung, die im Rahmen der geförderten Gewerke entstehen. 

 

4.1.3.4 Der Innenausbau ist bei Vorhaben der Nummern 4.1.2.2 bis 4.1.2.4 und 4.1.2.6 bis 

4.1.2.8 zuwendungsfähig, sofern er für die Funktion des Förderobjekts erforderlich ist.  

 

4.1.4 Förderausschluss 

 

Von der Förderung ausgeschlossen sind ergänzend zu Nummer 2.2 

 

a) Bau- und Erschließungsvorhaben in Neubau-, Gewerbe- und Industriegebieten, 

 

b) der Erwerb bebauter Grundstücke durch nichtkommunale Begünstigte, 

 

c)  Tagespflege-, Nachtpflege- und Kurzzeitpflegeeinrichtungen sowie ambulante 

Dienste. 

 

4.2 Begünstigte 

 

4.2.1 Begünstigte sind 

 

4.2.1.1 Gemeinden und Gemeindeverbände sowie gemeinnützige juristische Personen,  

 

4.2.1.2 juristische Personen des öffentlichen Rechts, die nicht in Nummer 4.2.1.1 genannt 

sind, 
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4.2.1.3 natürliche Personen und Personengesellschaften sowie nicht in Nummer 4.2.1.2 

genannte juristische Personen des privaten Rechts, 

 

4.2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

 

4.2.2.1 Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren 

Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und 

ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind, dürfen keine 

Einzelbeihilfen gewährt werden (Artikel 1 Abs. 4 Buchst. a der Verordnung [EU] Nr. 

651/2014 der Kommission vom 17. 6. 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 

bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 

107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union [ABl. EU 

Nr. L 187 S. 1; Nr. L 283 S. 65], zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2023/1315 

der Kommission vom 23. 6. 2023 [ABl. EU Nr. L 167 S. 1] — im Folgenden: AGVO 

—). Dies gilt auch für andere Begünstigte, gegen die noch offene 

Rückforderungsansprüche bestehen; 

 

4.2.2.2 Sanierungsfälle und Unternehmen in Schwierigkeiten i. S. der Leitlinien der 

Europäischen Kommission für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung 

nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. EU Nr. C 249 vom 

31. 7. 2014 S. 1), 

 

4.2.2.3 Vereine, die für Vorhaben nach Nummer 4.1.2.4 eine Förderung des LSB 

Niedersachsen erhalten könnten.  

 

4.3 Zuwendungsvoraussetzungen 

 

4.3.1 Die Förderung eines Dorfentwicklungsvorhabens setzt die Aufnahme des Ortes 

in das Dorfentwicklungsprogramm des Landes Niedersachsen voraus, in dem das 

Vorhaben realisiert wird. 

  

Der Förderung von Vorhaben muss eine Dorfentwicklungsplanung nach Nummer 3 

zugrunde liegen.  

 

Für Dörfer, die sich aktuell im Dorfentwicklungsprogramm des Landes befinden und 

deren Plan bereits vor Inkrafttreten dieser Richtlinien anerkannt wurde, ist der Plan 
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weiterhin die Grundlage. Vorhaben der Gemeinden und Gemeindeverbände als 

Begünstigte nach Nummer 4.2.1 müssen im Dorfentwicklungsplan aufgenommen sein.  

 

Die vorstehenden Sätze gelten nicht für  

 

— das Gebiet der Freien Hansestadt Bremen, 

 

— für Vorhaben zu Vorarbeiten nach Nummer 4.1.1 und  

 

— für Vorhaben der Dorfmoderation nach Nummer 4.1.2.10. 

 

Eine Förderung von Kleinstvorhaben nach Nummer 4.1.2.11 setzt nur die Aufnahme 

des Ortes ins Dorfentwicklungsprogramm des Landes Niedersachsen voraus.     

 

4.3.2 Die Auswahl der Kleinstvorhaben nach Nummer 4.1.2.11 erfolgt anhand der 

Auswahlkriterien durch das Entscheidungsgremium, das sich aus Vertreterinnen und 

Vertretern des Arbeitskreises zur Erarbeitung des Dorfentwicklungsplans nach Nummer 

3.5.3 und der Gemeinde zusammensetzt. Die Anforderungen an die Anwendung des 

Gender Mainstreaming mit der Zielsetzung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen 

und Männern gelten entsprechend. Die Planerin/der Planer nach Nummer 3.3.2 ist nicht 

stimmberechtigt. Näheres wird per Erlass bestimmt.  

 

4.3.3 Bei den Fördertatbeständen der Nummern 4.1.2.2 bis 4.1.2.4 und 4.1.2.6 bis 

4.1.2.8 ist  

 

— bei soziokulturellen Einrichtungen eine Bedarfsanalyse vorzulegen, 

 

— bei allen anderen Vorhaben ein Konzept zur Markt- und Standortanalyse 

einschließlich Bedarfs- und Wirtschaftlichkeitsbetrachtung vorzulegen.  

 

Die Erstellung dieser Analysen oder Konzepte stellt keinen unzulässigen 

Vorhabenbeginn gemäß VV Nr. 1.3 zu § 44 LHO dar.  

 

Die Analysen oder Konzepte können trotz eines negativen Ergebnisses, in dessen Folge 

das beabsichtigte investive Vorhaben nicht durchgeführt wird, gefördert werden. Unabhängig 

davon wird die Analyse/das Konzept nach den Auswahlkriterien des beabsichtigten 

investiven Vorhabens bewertet. Die Analyse oder das Konzept kann auch von Banken, auch 
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von der Bank, die das Vorhaben finanziert, der LWK oder geeigneten Dritten erstellt werden. 

Stellungnahmen der IHK, der HWK oder vergleichbarer berufsständischer Organisationen 

zur Analyse oder zum Konzept können mit vorgelegt werden. 

 

Die Analyse oder das Konzept müssen inhaltlich mindestens  

 

— die Konkurrenzsituation mit ggf. bereits bestehenden, gleichartigen Einrichtungen in 

einem der Funktion der Einrichtung entsprechenden räumlichen Umfeld — 

mindestens der angrenzenden Nachbarorte — untersuchen und belegen, dass der 

Bedarf zur Versorgung der Bevölkerung erforderlich ist, 

 

— Aussagen zur Zahl der geschaffenen oder erhaltenen Arbeitsplätze unter Beachtung 

der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern treffen. Sofern eine 

Einrichtung bereits besteht, muss die Anzahl der Mitarbeitenden getrennt nach 

Geschlechtern aufgelistet werden, 

 

— die Wirtschaftlichkeit durch Aussagen zur Nachhaltigkeit und zur Gewinnerwartung 

des Vorhabens belegen. Die Gewinnerwartung kann in den ersten Jahren auch 

negativ sein. Entscheidend sind die langfristige Perspektive und die Deckung des 

Verlustes durch vorhandene Eigenmittel. Bei nicht auf Gewinnerzielung ausgelegten 

Vorhaben von gemeinnützigen Einrichtungen, vor allem der Begünstigte nach 

Nummer 4.2.1, wird der Wirtschaftlichkeit durch kostendeckendes Betreiben der 

Einrichtung Rechnung getragen. Begünstigte nach Nummer 4.2.1 können die 

Einrichtung auch dauerhaft bezuschussen, sofern damit die Grundversorgung für die 

ländliche Bevölkerung gesichert wird. 

 

Liegt keine wirtschaftliche Nutzungs- oder Verwertungsabsicht oder keine 

wirtschaftliche Veränderung im Zusammenhang mit der Erhaltung einer bestehenden 

Einrichtung vor, ist keine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung erforderlich. Dies ist detailliert 

zu begründen. 

 

Die Bewilligungsbehörde muss den Bedarf für die Einrichtung anhand der Angaben 

förmlich in einem Vermerk vor der Bewilligung bestätigen. 

 

4.3.4 Eine Förderung nach Nummer 4.1.2.6 setzt voraus, dass die oder der Begünstigte 

Landwirtin oder Landwirt i. S. des § 1 Abs. 2 i. V. m. Abs. 5 ALG sein muss. Dies bezieht 

auch die Personen ein, die nach § 3 ALG von den Beiträgen befreit sind, aber deren Betrieb 



 

17 
 
 

die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 und 5 ALG erfüllt. Der Nachweis ist über einen 

Beitragsbescheid oder eine vergleichbare Bescheinigung der Sozialversicherung für 

Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) zu führen. 

 

4.3.5 Die Bewilligungsbehörde kann ausnahmsweise die Förderung von Vorhaben 

bereits vor der Fertigstellung des Dorfentwicklungsplans zulassen, wenn sie von 

beispielgebender Bedeutung sind, wenn andere Planungen es erfordern oder wenn die 

Vorhaben zur Substanzerhaltung unaufschiebbar sind und gewährleistet ist, dass sie 

den späteren Festsetzungen des Dorfentwicklungsplans nicht zuwiderlaufen. Die 

Ausnahmen sind zu dokumentieren. 

 

4.3.6 Eine Ansiedlung von Großunternehmen z. B. im Einzelhandel ist in den nach 

Nummer 4.1 geförderten Strukturen ausgeschlossen. Dies gilt auch für Filialisten sowie 

rechtlich selbstständige Franchisenehmer, die sich in ihren unternehmerischen 

Entscheidungen an die vertraglichen Vereinbarungen mit dem Franchisegeber halten 

müssen. 

 

Von der vorstehenden Regelung ausgenommen sind Begünstigte nach Nummer 

4.2.1.1. 

 

4.4 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

 

4.4.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbare Zuwendung in Form einer 

Anteilfinanzierung zur Projektförderung gewährt. 

 

4.4.2 Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlagen gelten die folgenden Regelungen: 

 

4.4.2.1 Die finanzielle Leistungsfähigkeit der Gemeinden und Gemeindeverbände als 

Begünstigte nach Nummer 4.2.1.1 bestimmt deren Höhe der Zuwendung, die gestaffelt 

anhand der Abweichung vom Landesdurchschnitt in der jeweiligen Vergleichsgruppe von 

der über drei Jahre gemittelten Steuereinnahmekraft festgelegt wird. Grundlage bilden 

die Daten des LSN aus der Veröffentlichung „Gemeindeergebnisse der Finanzstatistik“. 

 

4.4.2.2 Der Fördersatz für Gemeinden und Gemeindeverbände entspricht der 

Abweichung von der durchschnittlichen Steuereinnahmekraft und ergibt sich aus 

folgender Übersicht: 
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 Abweichung von der   Zuschusshöhe  

 Steuereinnahmekraft_________________________ 

15 % über  Durchschnitt      45 % 

                  Durchschnitt       55 % 

15 % unter Durchschnitt      65 %. 

 

Davon abweichend gilt anstelle des Fördersatzes von 65 % befristet bis zum 31. 12. 

2025 ein Fördersatz von 80 %. 

 

Die Zuordnung der Gemeinden zu den Fördersätzen entsprechend ihrer 

Abweichung von der Steuereinnahmekraft wird jährlich anhand der vom LSN 

aktualisierten Daten fortgeschrieben. Für Landkreise erfolgt die Einstufung anhand der 

Umlagekraftmesszahl. 

 

Für die Zuordnung zum jeweiligen Fördersatz ist das Antragseingangsdatum des 

Vorhabens maßgebend. 

 

4.4.2.3 Der Fördersatz beträgt bei den Begünstigten 

 

— nach Nummer 4.2.1.1 für die gemeinnützigen juristischen Personen 65 %, 

 

— nach den Nummern 4.2.1.2 und 4.2.1.3 35 %  

der zuwendungsfähigen Ausgaben. 

 

Die Höhe der Zuwendung richtet sich nicht nach der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit des Begünstigten; sie soll vielmehr einen Anreiz bieten, Vorhaben im 

Interesse der Ziele dieser Richtlinien und entsprechend dem Zuwendungszweck 

durchzuführen. Auf die Feststellung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit wird deshalb 

bei der Bemessung der Zuwendung verzichtet. 

 

4.4.2.4 Die Fördersätze für Vorhaben, die nachweislich der Umsetzung und damit der 

beschriebenen Zielerreichung eines regionalen Entwicklungskonzeptes nach LEADER 

dienen, können um 10 Prozentpunkte erhöht werden; bei Begünstigten nach Nummer 

4.2.1.3 um 5 Prozentpunkte. 
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4.4.2.5 Für Vorhaben nach Nr. 4.1.2.10 beträgt der Fördersatz für Gemeinden und 

Gemeindeverbände nach Nummer 4.2.1.1 65 %, für alle sonstigen Begünstigten die 

nach Nummer 4.4.2.3 geltenden Fördersätze. 

 

4.4.2.6 Begünstigte für Vorhaben nach Nr. 4.1.2.11 als Erstempfänger sind nur 

Gemeinden und Gemeindeverbände nach Nummer 4.2.1.1. Der Höchstfördersatz ist auf 

65 % begrenzt; die Ausnahmeregelung nach Nummer 4.4.2.2 mit einem Fördersatz von 

80 % findet keine Anwendung. 

 

Der Erstempfänger kann die vom Land erhaltene Zuwendung nach VV-Gk Nr. 12 zu 

§ 44 LHO einschließlich eines Eigenanteils von mindestens 10 % an den 

Letztempfänger weiterleiten. Letztempfänger sind die weiteren Begünstigten nach 

Nummer 4.2. 

 

4.4.2.7 Sofern die Höchstzuwendung nach Nummer 4.4.4 einen geringeren Fördersatz 

bewirkt, wird dieser bei der Bewilligung verwendet. 

 

4.4.2.8 Bei der Festsetzung der Zuwendung können  

 

— eigene Arbeitsleistungen der Begünstigten nach Nummer 4.2.1.1 mit Ausnahme 

von Gemeinden und Gemeindeverbänden und 

 

— im Rahmen von bürgerschaftlichem Engagement der Bürgerinnen und Bürger 

unentgeltlich erbrachte Arbeitsleistungen 

 

mit bis zu 60 % des Betrages berücksichtigt werden, der sich bei der Vergabe der 

Leistungen an ein Unternehmen ergeben würde (ohne Berechnung der Umsatzsteuer). 

 

Die Summe der Zuwendungen für Sachleistungen darf die Summe der baren 

Ausgaben nicht überschreiten. Eigene oder unentgeltlich erbrachte Eigenleistungen sind 

als Kofinanzierung von EU-Mitteln ausgeschlossen. 

 

4.4.3 Abweichend von VV-Gk Nr. 1.1 zu § 44 LHO werden bei Gemeinden und 

Gemeindeverbänden Vorhaben mit einem Zuwendungsbedarf von weniger als 10 000 

EUR nicht gefördert. Für Vorhaben nach den Nummern 4.1.2.10 und 4.1.2.11 gilt 

abweichend von VV/VV-Gk Nr. 1.1 zu § 44 LHO keine Bagatellgrenze. 
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4.4.4 Förderhöchstbeträge und Investitionsvolumen 

 

4.4.4.1 Für die Fördertatbestände der Nummern 4.1.2.1 bis 4.1.2.9 gelten die folgend 

aufgeführten Zuschusshöchstbeträge: 

 

Nummer 

Fördertatbestand 

Begünstigter nach Nummer 

4.2.1.1 4.2.1.2 4.2.1.3 

4.1.2.1 500 000 EUR 500 000 EUR — 

4.1.2.2 500 000 EUR 500 000 EUR 200 000 EUR 

4.1.2.3 500 000 EUR 500 000 EUR 200 000 EUR 

4.1.2.4 500 000 EUR 500 000 EUR 200 000 EUR 

4.1.2.5 150 000 EUR 150 000 EUR 50 000 EUR 

4.1.2.6 — — 150 000 EUR 

4.1.2.7 250 000 EUR 250 000 EUR 150 000 EUR 

4.1.2.8 250 000 EUR 250 000 EUR 150 000 EUR 

4.1.2.9 100 000 EUR 100 000 EUR 100 000 EUR 

 

Gefördert werden Vorhaben mit förderfähigen Nettokosten von bis zu 2 Mio. EUR. 

4.4.4.2 Ein Förderobjekt (siehe Nummer 1.4 vierter Spiegelstrich) kann die 

Zuwendungsvoraussetzungen mehrerer Fördertatbestände gleichzeitig erfüllen.  

Für den Fördertatbestand nach Nummer 4.1.2.5 gilt dies nur bei einem 

Investitionsvolumen (Nettokosten) von 

- mehr als 700 000 Euro neben den Nummern4.1.2.6, 4.1.2.7 oder 4.1.2.8 oder 

- mehr als 900 000 Euro neben den Nummern 4.1.2.6, 4.1.2.7 und 4.1.2.8. 

Die Regelung gilt für Anträge nach dem Antragsstichtag 30. 9. 2023 (siehe Nummer 

9.3.1). 

Eine Kumulierung der Zuwendungen auf dieselben Ausgaben ist unzulässig, da dies 

faktisch eine Erhöhung des Fördersatzes bedeutet. 

 

4.4.5 Bei den in Nummer 4.1.1 aufgeführten Fördergegenständen kann bei innovativen 

Vorhaben in besonderem Interesse des Landes ausschließlich aus GAK-Mitteln die 

Höhe der Zuwendung auf bis zu 100 % angehoben werden. In diesen Fällen ist vorab 

die Zustimmung des ML einzuholen. Nummer 9.3 findet keine Anwendung. 

 

4.4.6  Die Gewährung der Zuwendung erfolgt auf Grundlage und nach den Vorschriften der 

AGVO, hier im Besonderen nach den Artikeln 55 oder 56 AGVO, und ist mit dem 

Binnenmarkt i. S. des Artikels 107 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
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Union in der konsolidierten Fassung vom 7. 6. 2016 (ABl. EU Nr. C 202 S. 47; Nr. C 400 S. 

1; 2017 Nr. C 59 S. 1) — im Folgenden: AEUV — vereinbar, wurde gegenüber der EU-

Kommission beantragt und unter der Beihilfe-Nummer SA.111115 (2023/X)  ab dem 1. 1. 

2024 freigestellt. 

 

Informationen über jedes Einzelvorhaben von über 100 000 Euro werden in der Regel 

binnen sechs Monaten nach dem Tag der Gewährung der Beihilfe in der 

Beihilfentransparenzdatenbank der Europäischen Kommission veröffentlicht. 

 

Alternativ kann eine Förderung der Vorhaben unter Beachtung der Grenzen und 

Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 13. 12. 2023 über 

die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 2023/2831, 15.12.2023 S. 1) — im 

Folgenden: De-minimis-Verordnung — erfolgen. 

 

Nach dieser Förderrichtlinie gewährte Förderungen können kumuliert werden mit 

anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Vorhaben unterschiedliche bestimmbare 

beihilfefähige Kosten betreffen, sowie mit anderen staatlichen Beihilfen für dieselben, 

sich teilweise oder vollständig überschneidenden beihilfefähigen Kosten, jedoch nur, 

wenn durch diese Kumulierung die höchste nach der AGVO für diese Beihilfen geltende 

Beihilfeintensität beziehungsweise der höchste nach der AGVO für diese Beihilfen 

geltende Beihilfebetrag nicht überschritten wird.  

 

Zuwendungen von Samtgemeinden und/oder von Gemeindeverbänden an die 

Gemeinde zur Finanzierung von Ausgaben der Vorhaben können auf den Eigenanteil 

angerechnet werden. 

 

5. Teilintervention Neuordnung ländlichen Grundbesitzes (Flurbereinigung, Nummer 2.1.3) 

 

5.1 Gegenstand der Förderung 

 

5.1.1 Vorarbeiten nach § 26 c FlurbG im Rahmen der GAK 

 

Zuwendungsfähig nur aus Mitteln der GAK sind Ausgaben für 

 


